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Zusammenfassung

Wirtschaftlicher Fortschritt und nationaler Wohlstand werden immer noch an Hand des Bruttoinlandsprodukts bemessen.  Wirtschaftspolitische Strategien sind weiterhin daraufhin ausgerichtet, die Arbeitsproduktivität und das Produktionsvolumen zu steigern.  Demgegenüber steigen viele der Faktoren die tatsächlichen Wohlstand beinhalten nicht; manche sinken sogar in den industrialisierten Ländern seit Mitte der 70er Jahre.  

Die Umweltzerstörung,  der globale Ressourcenverbrauch sowie auch die Bevölkerungszahlen steigen.  Gegenwärtige Umwelt- und Sozialpolitik haben es nicht vermocht, diesen Trend aufzuhalten.  Folglich verlieren wir sowohl natürliches Kapital mit zunehmender Geschwindigkeit, als auch die Entscheidungsfreiheit die Zukunft der Menschheit mitzubestimmen.  In Kürze wird es erforderlich sein, immer mehr Ressourcen in Überlebensstrategien zu investieren.

Selbstverständlich müssen diese Probleme dringend aufgegriffen werden.

Wir behaupten nicht, alle Antworten auf die vorhandenen Probleme seien gefunden.  Aber einige praktikable Lösungen konnten identifiziert werden, die unverzüglich umsetzbar sind:  Unter Anderem die folgenden:

Erstens. In den industrialisierten Ländern muß die gegenwärtige Ressourcenproduktivität während der nächsten 30 bis 50 Jahre durchschnittlich um den FAKTOR 10 verbessert werden.  Dies ist technisch machbar wenn wir unser Fachwissen dazu heranziehen, neue Produkte, Dienstleistungen, und Produktionsmethoden zu entwickeln.

Zweitens.  Die relativen Arbeitskosten müssen in den industrialisierten Ländern sinken.  Dies ist durch eine Überholung der Subventionen und durch eine Besteuerung des Ressourcenverbrauchs statt der Arbeit möglich.  Das Ziel ist es durch beabsichtigte Umstrukturierungen Ressourcen für zukünftige Generationen zu erhalten, statt plötzlichen Veränderungen hilflos gegenüberzustehen.   

In Sorge um die zukünftige Entwicklung unserer Wirtschaftssysteme und ihre ökologische Verträglichkeit möchten wir die Aufmerksamkeit von Bürgern, Führungspersönlichkeiten der Industrie, Regierungen und Nichtregierungsorganisationen auf einige dringende Angelegenheiten lenken. Wir stehen zur Verfügung, jedwede Bemühungen um eine langfristige Verbesserung der Zukunftsfähigkeit unserer Wirtschaftssysteme entsprechend den in diesem Dokument ausge​führten Gedanken zu unterstützen.

Wo wir heute stehen

Schon oft war der Ruf nach mehr Engagement für die Umwelt und einer entsprechenden Politik zu hören. Mittlerweile werden drohende Zusammenbrüche in der Umwelt und die Erschöpfung der Ressourcen als ge​wichtige Probleme erkannt, denen mit heute institutionalisierten politischen Strategien nicht angemessen begegnet werden kann.

Es hat sich als schwierig erwiesen, der Überzeugung Gehör zu verschaffen, daß durch scheinbar so weit entfernt liegende Dinge wie Umweltverschmutzung, Klimaveränderung und Erschöpfung der Ressourcen auch die Wirtschaft in Mitleidenschaft gezogen wird und in Zukunft zunehmend gezogen werden wird. Ökonomisches Denken betrachtet Umwelt üblicherweise als Kostenfaktor und nicht als eine Art von Kapital, und Ressourcen werden entweder als unerschöpf​lich oder als problemlos ersetzbar betrachtet.

Es gibt jedoch Gründe anzunehmen, daß die Wurzeln der derzeitigen ökonomischen und politischen Krise tief in der Art und Weise gründen, wie die Gesellschaft mit ihren ökologischen Ressourcen umgeht und wie sie über Produktion und Konsumption, Einkommen und Einkommensverteilung, Steuerpolitik und andere Anreizinstrumente entscheidet.

Der eigentliche Sinn von Produktion ist es, Menschen Wohlstand zu ver​schaffen. Wohlstand im weiteren Sinne ist mehr als materieller Wohlstand und Konsum. Zu Wohlstand im weiteren Sinne gehören solche Dinge wie Einkommen, Konsum, Beschäftigung, Bildung, Gesundheit, Sicherheit (Abwesenheit von Gewalt), Umweltqualität, soziale Sicherheit, Freizeit und glei​ches Recht für Alle. Üblicherweise wird behauptet, daß mehr Produktion auch mehr Wohlstand bedeutet.

Es ist bekannt, daß heute verwendete Produktionsindikatoren wie das Bruttoinlandsprodukt (BIP) sowohl ungeeignet sind, Wohlstand zu messen, als auch, die Zerstörung der Umwelt in Rechnung zu stellen. Um den Zusammenhang von Wohlstandswachstum und Produktionswachstum zu mes​sen, haben Nordhaus und Tobin schon 1974 eine Alternative zum BIP entwickelt, dem Index für ökonomischen Wohlstand (Measure of Economic Welfare, MEW). Auf der Basis dieser Versuche entstanden der Index für zukunftsfähigen ökonomischen Wohlstand (Index of Sustainable Economic Welfare, ISEW) und der Indikator für tatsächlichen Fortschritt (Genuine Progress Indicator, GPI).

In diesen Indikatoren, in die einige der Faktoren einfließen, die im Bruttoinlandsprodukt fehlen, spiegelt sich die gegenwärtige Krise von Wirtschaft und Ressourcen deutlich wider. Noch zwischen 1950 und 1970/75 zeigt der GPI in den meisten westlichen Ländern eine Parallelentwicklung von Produktionswachstum und Wohlstandswachstum. Mitte der siebziger Jahre aber war diese direkte Korrelation verschwunden. Die Produktion, gemessen in Bruttoinlandsprodukt, nahm zwar weiter zu, der Aufbau von Wohlstand aber, gemessen in GPI, hinkte immer weiter hinterher. Die ermittelten GPI-Werte zei​gen, daß seit dieser Zeit die genannten Wohlstandsfaktoren generell entweder stagnierten oder sogar auf dem absteigenden Ast waren. Dies gilt für bisher un​tersuchte Länder wie die Vereinigten Staaten, Großbritannien, Dänemark, Österreich und die Niederlande.

Die Konsequenzen sind dramatisch. Politische Strategien werden im Namen des “Fortschritts” darauf ausgerichtet, die Produktion zu fördern. Doch in den alternativen Maßstäben für Wohlstand wie ISEW und GPI ist seit zwanzig Jahren von diesem “Fortschritt” nichts zu sehen.

Das Wachstum des Bruttoinlandsprodukts hing eng zusammen mit dem Wachstum der Arbeitsproduktivität. Sie hat in den 200 Jahren der Industrialisierung um mindestens das Fünfzigfache zugenommen. Im Gegensatz dazu ist die Ressourcenproduktivität nicht merklich gestiegen: Bis 1973 hat sich der Ressourcenverbrauch pro Einheit des Bruttoinlandsproduktes kaum verändert. Nach der Ölkrise zeigte sich dann in den OECD-Ländern eine leichte Entkopplung, nicht allerdings in Entwicklungsländern.

Mit anderen Worten: Der außerordentliche Anstieg der Arbeitsproduktivität war begleitet von oder wurde “bezahlt” mit einem entspre​chenden Anstieg der Gewinnung und Verarbeitung von Rohstoffen.  Alle Rohstoffe, die der Erde entnommen werden, sind potentielle Abfälle. Milliarden Tonnen Material werden jedes Jahr der Umwelt entnommen, um mit ihnen die Produktionsmaschine zu füttern, und weitere Milliarden Tonnen werden bewegt und wieder abgelagert, ohne je einen eigenen ökonomischen Wert erlangt zu haben. Maschinen bewegen mittlerweile auf der Erdoberfläche mehr als zweimal so viel Materie wie geologische Kräfte. Ein erheblicher Prozentsatz dieser Milliarden Tonnen durch menschliche Aktivitäten bewegter Materie – unter anderem fossiler Brennstoffe, Wasser, Sand, Kies und Steine – wird innerhalb weniger Wochen oder Monate in chemisch degradierter und/oder mobilisierter Form an die Umwelt zurückgegeben. Nur ein Bruchteil davon – im wesentlichen Baumaterialien – bleibt mehr als ein oder zwei Jahre lang in nutzbarer Form erhalten.

Umweltschäden entstehen durch direkten Zugriff auf Umweltressourcen oder ‑prozesse, oder indirekt durch dissipative Nutzung materieller Produkte (z.B. Treibstoffe, Schmier‑, Lösungs- und Reinigungsmittel, Farbstoffe und an​deres) oder durch die Emission von (toxischen) Abfallprodukten.

Die Auswirkungen all dieser Störungen nehmen zu und beginnen sich in ökonomischen Größen widerzuspiegeln. Beispielsweise steigt die Zahl und Stärke von Naturkatastrophen wie Stürmen, Überschwemmungen und Dürren; der Versicherungsmarkt reagiert bereits mit einem scharfen Anstieg der Prämien. Unserer Ansicht nach liegen überzeugende Hinweise auf einen Zusammenhang zwischen den ökologischen Instabilitäten, die wir erzeugt ha​ben, und solchen Ereignissen vor. Die massiven Materialbewegungen, zusam​men mit den Emissionen toxischer Stoffe und Treibhausgase, sind dabei, die Absorptionskapazität der Ökosphäre zu übersteigen und ökologische Gleichgewichte zu verschieben.

Der Trend geht in die falsche Richtung. Sogenannte “Externalitäten”, genauer, die Prozesse die Umweltschäden verursachen, gewinnen sowohl quantitativ wie qualitativ an Bedeutung. Ihr Wachstum ist größer als das der Prozesse, die öko​nomische “Werte” erzeugen. Der Begriff “Ex​ter​na​li​tä​ten” ist den internen Auswirkungen in keiner Weise angemessen. Was geschieht, ist nichts anderes als ein permanenter Verlust von “natürlichem Ka​pi​tal”. Außerdem schrumpfen “soziale” Handlungsspielräume in dem Maße, wie die Gesellschaft sich zu einer “kollekti​ven Intensivstation” entwickelt, in der es nur noch begrenzte Bereiche menschli​cher Aktivitäten gibt, die nicht reguliert werden. Darüber hinaus werden Kultur und kulturelle Entwicklung verkümmern, wenn die Ressourcen vorrangig für Überlebensstrategien investiert werden müssen.

Es ist behauptet worden, ökonomische Aktivität sei eng verknüpft mit dem “Verbrauch” von Materie. Das Eine zu kürzen sei nicht möglich ohne Kürzungen beim Anderen. Wir stellen diese Behauptung in Frage. Wir sind der Überzeugung, daß zwar “traditionelles” ökonomisches Wachstum mit Material- und Energiegebrauch verknüpft ist, daß es aber viele Möglichkeiten gibt, die Rohstoff- und Energieproduktivität zu verbessern, ohne dabei wirklichen men​schlichen Wohlstand zu opfern. Wir kommen deshalb zu dem Ergebnis: Die Produktivität von Rohstoffen und Energie ist der Schlüssel. Ihre Nutzung muß auf lange Sicht sehr viel produktiver werden – um einen Faktor zehn oder mehr.

Die traditionelle Erwiderung darauf lautet: Wenn es solche Möglichkeiten tatsächlich gäbe, würden Unternehmer sie ausschöpfen. Die Ressourcenproduktivität würde in der Tat erheblich steigen, wenn alle beteilig​ten Märkte perfekt funktionieren würden und es für die Unternehmen keine Innovationsbarrieren gäbe. Aber die Preisstruktur auf den Märkten stimmt nicht, die Märkte funktionieren nicht perfekt, und es gibt Barrieren. Zudem planen Unternehmen in der Regel in viel zu kurzen Zeiträumen.

Im Verlauf des vergangenen Jahrhunderts haben sich viele große und machtvolle ökonomische Interessenstrukturen herausgebildet – und das in ei​nem gesellschaftlichen Umfeld, in dem es ökonomisch sinnvoll war, billige Rohstoffe auszubeu​ten, einschließlich Wasser und Luft, um die Industrialisierung voranzutreiben. Das Ausbeuten von Rohstoffen – insbesondere von fossilen Brennstoffen – galt als “Wachstumsmotor”. Beigetragen zu dieser Situation haben zahllose Subventionen, direkte und indirekte.

Sieben größere Bereiche staatlicher Intervention lassen sich ausmachen, die die Marktverhältnisse verzerren:

I.
Subventionen für die Energieerzeugung. Externalisierung der Umweltkosten der Energieproduktion;

II.
Subventionen für privaten Transport und die erforderliche Infrastruktur, einschließlich zahlreicher Sonderregelung bei der Treibstoffsteuer;

III.
Abwälzen des “gefährlichen” Techniken inhärenten Risikos auf die Gesellschaft, beispielsweise auf den Gebieten internationaler Schiffs- und Luftverkehr sowie der Atomenergie;

IV.
Anbieten einer Müllbeseitigung zu “sozialverträglichen Preisen”, somit “So​zia​li​sie​rung” der externen Folgen und im Endeffekt Subventionierung einer “umsatzmaximierenden” oder “Wegwerfökonomie”;

V.
Subventionen für niedergehende Industriezweige mit dem Ziel, sie am Leben zu erhalten (beispielsweise der Jahrhundertvertrag zwischen Regierung und Kohleindustrie in Deutschland und ähnliche Praktiken in Rußland, Belgien und Frankreich);

VI.
Subventionen für bestimmte Formen der Landwirtschaft, ohne Rücksicht auf die damit verbundenen Umwelt- und Energiekosten;

VII.
Subventionen für Investitionen in neue Arbeitsplätze Seite an Seite mit Investitionen in Arbeitsplatzabbau.

All diese direkten und indirekten Subventionen verstärken die Übernutzung natürlicher Ressourcen und den Abbau von Arbeitsplätzen, und sie hindern die Märkte daran, auf die bereits erkennbare Knappheit der ersteren und das Überangebot der letzteren zu reagieren.

Wege zu neuer Stimmigkeit

Angesichts dieser Herausforderungen muß die industrialisierte Welt ihren Rohstoff- und Energieumsatz schrittweise verringern. Es gibt keinen starren Zusammenhang und auch nichts Magisches im Verhältnis vom Gesamtwert ökonomischer Aktivität und Rohstoffumsatz. Wir schlagen ein einfaches Ziel vor: Wir müssen darauf hinarbeiten, die gegenwärtigen globalen, nicht erneuerbaren Stoffströme zu halbieren, einschließlich der mineralischen Rohstoffe, des Süßwassers und der nicht erneuerbaren Energieträger.
Voraussetzung dafür, daß dies gelingen und das Ziel einer langfristigen globalen Zukunftsfähigkeit erreicht werden kann, ist unserer Überzeugung nach, daß die heute industrialisierten Länder sich politisch auf eine Erhöhung ihrer durchschnittlichen Ressourcenproduktivität auf das Zehnfache festlegen. Da diese Strategie auf gegenwärtigen Bedingungen basiert, würde eine Zunahme in der Weltbevölkerung und zu erwartende wirtschaftliche Expansionen in der industrialisierten Welt einen Faktor größer als 10 erfordern.

Die technischen Möglichkeiten, dieses Ziel innerhalb von fünfzig Jahren zu erreichen, sind enorm. Schon heute ermutigen einzelne Marktpreise und an​dere Signale zu einem vorsichtigen Übergang zum technisch Machbaren. Gegen den Trend stehen nach wie vor institutionelle Hindernisse und die Macht einflußreicher Interessengruppen.  Regierungen und andere Beteiligte müssen gezielt daran arbei​ten, die richtigen Anreize zum Wandel zu geben.  Eine Ökologische Steuerreform, welche die Ressourcenpreise anhebt bei gleichzeitiger Reduzierung der Lohnnebenkosten, wäre ein besonders geeignetes Beispiel.

Anreize zur Erhöhung der Ressourcenproduktivität von Seiten der Regierung allein reichen aber nicht aus. Die Vorstellung davon, was Wohlstand ist, ändert sich. Inzwischen wird auch, wenn auch allmählich, ein Unterschied gemacht zwischen Lebensqualität und quantitativem materiellem Konsum.  Vergleichbar langsam verschieben sich gesellschaftliche Strukturen dahin, dezentralen politischen und technischen Entscheidungsstrukturen wieder mehr Gewicht zu verleihen. Manche gesell​schaftliche Gruppe bestreitet ihren Lebensunterhalt bereits mit nicht-konsump​tiven Tätigkeiten und sogar mit nicht marktförmigem Tausch. Veränderungen dieser Art entsprechen den Wünschen und Bedürfnissen vieler Menschen. Trends zu solchen Organisationformen sollten aktiv gefördert werden.

Zum Prozeß der Dematerialisierung gehört ein neues Denken in “Le​bens​zyk​len”. Das bedeutet: Verbesserungen sind keineswegs auf Produkte beschränkt, sondern können und müssen Veränderungen einschließen in der Art, wie Produkte hergestellt, verpackt, transportiert, verkauft, genutzt, wiederverwendet, an Folgenutzer weitergegeben, wiederverwertet und beseitigt werden. Vollkommen neue Produkte und Dienstleistungen müssen entwickelt werden. Sowohl die Lebensdauer als auch die Gebrauchsintensität werden Schlüsseleigenschaften von Produkten sein. Entgegen der verbreiteten Meinung, wir könnten uns vieler Dienstleistungen nur er​freuen, wenn wir entsprechende Dienstleistungserfüllungsmaschinen kaufen (also Produkte), muß dies keineswegs notwendig der Fall sein. Gemeinsames Nutzen, Mieten, Leasing und Leihen sind nur einige Beispiele für Nutzungskonzepte, die im Ergebnis Stoffströme verringern.

Wenn politische Anreize einhergehen mit Änderungen in Organisationsformen und Praxis der Industrie und sozialem Wandel, dann kann das Ziel, den gegenwärtigen Wohlstand mit einem Zehntel des Rohstoffinputs zu schaffen, erreicht werden. Entscheidungsträger auf allen Ebenen – im öffentli​chen und privaten Bereich, auf internationalem, nationalem und lokalem Parkett – müssen jetzt darauf hinarbeiten, die Ressourcenproduktivität zu ver​bessern. Aber nur Regierungen können den erforderlichen Rahmen schaffen, in dem es sich ökonomisch lohnt, ökologisch tragfähig zu investieren. Die zentrale Herausforderung ist deshalb, sicherzustellen, daß die Preise sich ändern: Arbeit muß deutlich billiger werden als Energie und Rohstoffe. Es muß sich mehr loh​nen, Kilowattstunden arbeitslos zu machen als Menschen.

Veränderungen dieser Art in den OECD-Ländern würde den Menschen in der weniger industrialisierten Welt Spielraum geben, ihre Stoffströme zu erhö​hen, um ihre Bedürfnisse zu befriedigen. Dennoch sollten auch sie dazu ermu​tigt werden, sich der Praxis des Rohstoffsparens anzuschließen. In Ost- und Zentraleuropa können derzeit gewaltige Effizienzsteigerungen realisiert werden.

Große technische Veränderungen brauchen zehn oder zwanzig Jahre, bis sie sich durchsetzen, und einige diffundieren erst in viel längeren Zeiträumen in alle Bereiche der Gesellschaft. Eine radikale Dematerialisierung wird mindestens ein halbes Jahrhundert brauchen. Doch die jüngere Geschichte hat gezeigt, daß sich in solch einem Zeitraum die technische Basis einer industrialisierten Gesellschaft radikal verändern kann – und weiterhin verändern wird. Deshalb wird eine Erhöhung der Energie- und Materialproduktivität um den Faktor zehn möglicherweise in vielen Ländern beinahe schmerzlos vonstatten gehen – wenn Politik und ökonomische Signale die richtige Richtung vorgeben.

Wir behaupten nicht, alle Antworten seien bekannt. Fragen bleiben offen. Eine davon ist die nach den Grenzen des freien internationalen Wettbewerbs. Eine andere ist die nach der Rolle der Industrie in sozialen und politischen Angelegenheiten. Sollten wir das Konzept des langfristigen sozialen Kontrakts bei Industrieunternehmen wiederbeleben? Welche neuen internationalen Übereinkünfte oder Organisationsstrukturen sind erforderlich, um Handlungsspielräume zu schaffen?

Trotz dieser Ungewißheiten sind wir überzeugt: Wenn der Prozeß der Dematerialisierung nicht beginnt, ist sowohl das soziale Gefüge unserer Gesellschaften als auch das globale Ökosystem mittelfristig ernsthaft gefährdet. Und nicht zuletzt hätten wir, wenn wir jetzt begännen, die Chance zu einem langsamen, evolutionären Übergang und wären nicht unter dem Eindruck revo​lutionärer Ereignisse zu hastigen Veränderungen genötigt.

ANNEX

Aktionskatalog – Schritte in eine dematerialisierte Wirtschaft

Um die oben skizzierten Veränderungen in die Wege zu leiten, werden sich Regierungen, Industrie, soziale Einrichtungen, Bürger und Nichtregierungsorganisationen den folgenden Aufgaben widmen müssen:

-
Umorientieren des Finanzpolitischen Systems mit dem Ziel, die natürlichen Ressourcen zu verteuern und die Benachteiligung der Arbeit aufzuheben; 

- 
Einführen von positiven und negativen Anreizsystemen wie tauschbare Ver​schmut​zungs​rech​te, Zertifikate zum Jagen und Fischen, sowie für die Nutzung von Erholungseinrichtungen;

-
Formulieren einer fundamental neuen Vision von Entwicklungspolitik, ins​besondere auf dem Gebiet des Technologietransfers;

-
Reform des Erziehungswesens mit dem Ziel, das Konzept der Ressourcenschonung auf allen Ebenen zu integrieren;

-
Entwickeln einer neuen Kultur des Lernens, die ihre Konzepte aus einem in​tegrativen, synthetischen Modell bezieht, im Gegensatz zur konventionellen, reduktionistischen Herangehensweise;

-
Neubewerten der zentralen Rolle des Konsumierens von Rohstoffen, Energie und Fläche in unseren Kulturen;

-
Zurückdrängen von öffentlichem und privatem Protzverhalten, das sich in Materialverbrauch manifestiert;

-
Umkehren und Neuausrichten der Anreizstrukturen, die derzeit von ökolo​gisch bewußtem Verhalten abschrecken;

-
Abschaffen, Umlenken oder Umkehren von Subventionen;

-
Neufassen von Normen und Standards nach ökologischen Leitlinien;

-
Vereinbaren einfacher Meßverfahren für die ökologischen Auswirkungen von Prozessen, Infrastrukturen, Systemen, Produkten und Dienstleistungen (wie etwa MIPS);

-
Entwickeln von Maßstäben für tatsächlichen Wohlstand;

-
Einführen international abgestimmter Systeme der Kennzeichnung und Zertifizierung von Prozessen, Produkten und Dienstleistungen;

-
Förderung des Wissenstransfers durch Veröffentlichung von Kompendien solcher Innovationen und technischen Lösungen, die in Richtung auf die in diesem Dokument skizzierten Ziele gehen;

-
Unterstützen von Trends in Produktdesign und Dienstleistungssektor in Richtung auf ökologisch effizientere Lösungen (Rolle in Zukunftsmärkten);

-
Überwinden der heute verbreiteten risikoscheuen Grundhaltungen in Politik, Industrie und bei Bürgern;

-
Etablieren von Inseln der Zukunftsfähigkeit, die als Vorboten künftiger Entwicklungen und als Modelle für das Mögliche fungieren;

-
Fördern von Forschung und Entwicklung auf den Feldern “zukunftsfähige Technik” und “soziale Veränderung und Anpassung”.

An erster Stelle aber sollten die Bemühungen fortgesetzt wer​den, auf friedlichem Wege die Weltbevölkerung zu stabilisieren und zu verrin​gern.  Dies sollte durch die Förderung von gerecht verteilter Wohlfahrt weltweit geschehen.
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